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Satzung des  

Anwaltverein Rosenheim e.V. 

i.d.F. vom 21.03.2013 

I. Name, Sitz und Zweck des Vereins: 

§ 1 

1) Der Verein heißt AnwaltVerein Rosenheim 

e.V. Er hat seinen Sitz in Rosenheim. 

2) Zweck des Vereins ist die Wahrung, Pflege 

und Förderung aller beruflichen und wirt-

schaftlichen Interessen der Rechtsanwalt-

schaft im Bezirk des Amtsgerichts Rosen-

heim, insbesondere durch 

 Förderung von Rechtspflege und Gesetz-
gebung,  

 Aus- und Fortbildung,  

 Pflege des Gemeinsinns und des wissen-
schaftlichen Geistes der Rechtsanwalt-
schaft. 

Sein Ziel ist die Zusammenfassung aller 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte im 

Bezirk des Amtsgerichts Rosenheim. Der 

Verein ist parteipolitisch und konfessionell 

neutral. 

3) Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb findet 

nicht statt. 

4) Der Verein ist berechtigt, im Rahmen des 

Vereinszweckes die Rechte seiner Mitglie-

der im eigenen Namen geltend zu machen, 

soweit die Mitglieder dem nicht widerspre-

chen. 

 

II. Mitgliedschaft: 

§ 2 

1) Der Verein besteht aus ordentlichen Mitglie-

dern, außerordentlichen Mitgliedern und Eh-

renmitgliedern. Außerordentliche Mitglieder 

und Ehrenmitglieder haben die Rechte und 

Pflichten der ordentlichen Mitglieder, außer-

ordentliche Mitglieder besitzen jedoch weder 

Stimm- noch Wahlrecht. 

2) Die Mitglieder unterstützen den Verein bei 

der Wahrnehmung seiner Aufgaben. Sie 

fördern in Übereinstimmung mit den Be-

schlüssen des Vereins, im übrigen im Ein-

vernehmen mit ihm, die berufspolitischen 

und wirtschaftlichen Interessen der Anwalt-

schaft, die Ausbildung des juristischen 

Nachwuchses und die Fortbildung der An-

waltschaft. 

3) Die Mitglieder sind zur Zahlung von Beiträ-

gen und Umlagen verpflichtet. Die Höhe und 

Ausnahmen regelt die Beitragsordnung. Eh-

renmitglieder und außerordentliche Mitglie-

der im Sinne von § 3 Abs. 2 a) sind von der 

Beitrags- und Umlagepflicht befreit. Ein 

einmal festgesetzter Jahresbeitrag gilt bis zu 

einer erneuten Beschlussfassung. Näheres 

regelt die Beitragsordnung. 

4) Alle den Verein betreffenden Nachrichten, 

Schriftstücke und Ladungen gelten als dem 

Mitglied zugegangen, sobald sie per e-mail 

an die zuletzt vom Mitglied dem Verein be-

kanntgegebene e-mail-Adresse versandt 

worden sind. 

 

§ 3 

1) Ordentliches Mitglied kann jede Rechtsan-

wältin und jeder Rechtsanwalt werden, de-

ren/dessen Kanzlei oder Zweigstelle ihren 

Sitz oder Niederlassung im Bezirk des 

Amtsgerichts Rosenheim hat, 

2) Als außerordentliche Mitglieder sind auf 

entsprechenden Antrag aufzunehmen: 
a) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, 

die auf ihre Zulassung verzichtet haben, 
b) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, 

die ihren Kanzleisitz oder ihre Nieder-
lassung nicht im Bezirk des Amtsge-
richts Rosenheim haben, 

c) Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, 
die beruflich nicht mehr tätig sind. 

3) Die Aufnahme ist schriftlich zu beantragen. 

4) Die Ehrenmitgliedschaft wird durch die Mit-

gliederversammlung verliehen. 

5) Über die Aufnahme als ordentliches oder 

außerordentliches Mitglied entscheidet der 

Vorstand. Lehnt er die Aufnahme ab, so hat 

er dies dem Bewerber durch eingeschriebe-

nen Brief unverzüglich mitzuteilen. Gegen 

die Ablehnung kann der Bewerber/die Be-

werberin binnen zwei Wochen durch einge-

schriebenen Brief die Entscheidung der Mit-

gliederversammlung beantragen. 

 

§ 4 

1) Die Mitgliedschaft erlischt durch Tod, durch 

schriftliche Austrittserklärung; die ordentli-

che Mitgliedschaft auch durch Wegfall der 

Voraussetzungen des § 3 Abs. 1. Der Aus-

tritt kann nur zum Schluss eines Kalender-
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jahres mit dreimonatiger Frist erklärt wer-

den. 

2) Handelt ein Mitglied den Vereinszwecken 

gröblich zuwider oder kommt es trotz schrift-

licher Mahnung des Schatzmeisters mit 

mehr als einem Jahresbeitrag in Rückstand, 

kann der Vorstand das Mitglied aus dem 

Verein ausschließen. Vorher ist dem Mit-

glied durch eingeschriebenen Brief des Vor-

standes Gelegenheit zu einer schriftlichen 

Rechtfertigung oder Beseitigung des stö-

renden Zustandes innerhalb einer Frist von 

zwei Wochen zu geben. Gegen den Be-

schluss des Vorstandes ist innerhalb einer 

Frist von einem Monat Berufung an die Mit-

gliederversammlung zulässig. Die Frist für 

die Einlegung der Berufung beginnt mit Zu-

gang des Vorstandsbeschlusses. 

 

III. Verbandszugehörigkeit: 

§ 5 

1) Der Anwaltverein Rosenheim e.V. gehört 

dem DAV-Landesverband Bayern und dem 

DAV als ordentliches Mitglied an. 

2) Der Anwaltverein Rosenheim e.V. unter-

stützt den Landesverband und den DAV bei 

der Wahrnehmung ihrer Aufgaben. 

 

IV. Zusammenwirken innerhalb des Anwalt-

vereins Rosenheim e.V.: 

§ 6 

1) Der Vorstand des Vereines bezieht die Mit-

glieder bei allen Fragen von grundsätzlicher 

Bedeutung in die Meinungsbildung ein und 

unterrichtet sie umfassend. 

2) Der Anwaltverein Rosenheim unterrichtet 

den DAV und den Landesverband über sei-

ne Arbeit und beteiligt diese an allen Maß-

nahmen, die über seinen Vereinsbezirk hin-

aus von Bedeutung sind. 

 

V. Vereinsorgane: 

§ 7 

Organe des Vereins sind 

- die Mitgliederversammlung (§ 8 - 12), 

- der Vorstand (§ 13 - 16), 

- der 1. Vorsitzende (§ 18). 

 

VI. Mitgliederversammlung: 

§ 8 

Die Mitgliederversammlung ist zuständig für 

1. die Wahl der Mitglieder des Vorstandes, 

2. die Bestellung eines Kassenprüfers und 

seines Vertreters, 

3. die Genehmigung des Jahresabschlusses, 

4. die Entlastung des Vorstands, 

5. die Festsetzung der Mitgliedsbeiträge und 

Umlagen sowie den Erlass oder die Ände-

rung der Beitragsordnung, 

6. die Änderung der Satzung, 

7. die Auflösung des Vereins,  

8. Rechtsgeschäfte, die den Erwerb, die Ver-

äußerung oder Belastung von Grundstücken 

oder grundstücksgleichen Rechten zum Ge-

genstandhaben den Verein  

9. Rechtsgeschäfte, die den Verein einmalig 

mit mehr als 2.000,00 € oder dauernd mit 

mehr als 200,00 € pro Monat verpflichten 

10. die ihr an anderer Stelle dieser Satzung 

übertragenen Aufgaben. 

 

§ 9 

1) Die Mitgliederversammlung ist alljährlich 

mindestens einmal im ersten Quartal, ein-

zuberufen. Ort, Zeit und Tagesordnung be-

stimmt der Vorstand. 

2) Der Vorstand hat eine Mitgliederversamm-

lung einzuberufen, wenn dies unter Angabe 

von Gründen von mindestens 15 Mitgliedern 

verlangt wird. 

3) Die außerordentliche Mitgliederversamm-

lung hat innerhalb eines Monats nach An-

tragstellung stattzufinden. 

 

§ 10 

Die Einberufung der ordentlichen Mitglieder-

versammlung erfolgt mit einer Frist von 4 Wo-

chen unter Angabe der Tagesordnung durch 

einfache Mitteilung an die Mitglieder. Die Ein-

berufung der außerordentlichen Mitgliederver-

sammlung erfolgt mit einer Frist von 2 Wochen 

unter Angabe der Tagesordnung durch einfa-

che Mitteilung an die Mitglieder. Für den Zu-

gang der Ladung ist es ausreichend, wenn 

diese in das Anwaltsfach des Amtsgerichts 

eingelegt wird, bei dem das Mitglied seinen 

Sitz oder Niederlassung hat oder wenn seit 

Versand des Ladungsschreibens 3 Werktage 

verstrichen sind. Die Ladung zu Vorstands-

wahlen gilt zugleich als Ladung zu etwa erfor-

derlich werdenden Ersatzwahlen gem. § 15 

Abs. 4. 

§ 11 
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Anträge und Ergänzungen zur Tagesordnung 

müssen spätestens 10 Tage vor Beginn der 

Mitgliederversammlung beim Vorstand einge-

hen. Hierüber sind die Mitglieder unverzüglich 

zu unterrichten. 

 

§ 12 

1) Den Vorsitz der Mitgliederversammlung 

führt der 1. Vorsitzende. 

2) Bei den Abstimmungen entscheidet die 

einfache Mehrheit der abgegebenen Stim-

men. Eine Satzungsänderung erfordert eine 

2/3-Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

Stimmenthaltungen gelten als nicht abgege-

bene Stimmen. 

3) Die Mitgliederversammlung entscheidet 

durch Geschäftsordnungsbeschluss über 

den Abstimmungsmodus. Bei geheimer Ab-

stimmung erfolgt die Auszählung durch drei 

Zähler, die von der Mitgliederversammlung 

gewählt und zur Verschwiegenheit verpflich-

tet sind. 

4) Auf Antrag nur eines Mitgliedes hat die Ab-

stimmung geheim zu erfolgen. 

5) Die gefassten Beschlüsse sind schriftlich 

niederzulegen und von einem Mitglied des 

Vorstandes zu unterzeichnen. 

 

VII. Vorstand: 

§ 13 

1) Der Vorstand besteht aus dem 1. Vorsitzen-

den, dem 2. Vorsitzenden, dem Schriftfüh-

rer, dem Schatzmeister, und dem Obmann, 

mindestens jedoch aus drei Vorstandsmit-

gliedern, nämlich dem 1. Vorsitzenden, dem 

2. Vorsitzenden und dem Schatzmeister. 

Der Vorstand wird durch die Mitgliederver-

sammlung gewählt.  

Der 2. Vorsitzende vertritt den Vorsitzenden 

in Fällen seiner Verhinderung. Dem Ob-

mann obliegt insbesondere die Förderung 

des Informationsaustausches mit regiona-

lem Bezug. 

Die Mitglieder des Vorstandes müssen or-

dentliche Mitglieder des Anwaltvereines Ro-

senheim sein. 

2) Der Verein wird im Sinne des § 26 BGB 

vertreten durch den 1. Vorsitzenden oder 

ein Vorstandsmitglied zusammen mit einem 

weiteren Vorstandsmitglied. 

3) Mitglieder des Vorstandes dürfen nicht der-

selben Sozietät, Bürogemeinschaft oder 

Anwaltsgesellschaft angehören. 

4) Bei der Zusammensetzung des Vorstandes 

sind regionale und fachspezifische Ausge-

wogenheiten anzustreben. 

 

§ 14 

1) Der Vorstand ist für alle Vereinsangelegen-

heiten zuständig, soweit diese nicht der Mit-

gliederversammlung oder anderen Vereins-

organen in der Satzung übertragen sind. 

2) Beschlüsse des Vorstandes werden in Sit-

zungen oder außerhalb von Sitzungen durch 

schriftliche Abstimmung gefasst. Die Sitzun-

gen werden vom 1. Vorsitzenden einberu-

fen. Schriftliche Abstimmungen werden von 

ihm veranlasst. Beschlussfähig ist der Vor-

stand, wenn mindestens 2 Mitglieder anwe-

send sind. Für schriftliche Abstimmungen ist 

vom 1. Vorsitzenden eine angemessene 

Frist zur Beantwortung zu bestimmen. 

Stimmabgaben, die nach Ablauf der Frist 

eingehen, bleiben außer Betracht. 

3) Der Vorstand entscheidet gemeinsam über 

sämtliche Mittelverwendungen. 

 

§ 15 

1) Die Amtsdauer der gewählten Vorstands-
mitglieder beginnt mit dem Schluss der Mit-
gliederversammlung, in der sie gewählt 
werden und endet mit dem Schluss der Mit-
gliederversammlung, in der die Neuwahl 
stattgefunden hat. Die Neuwahl erfolgt in ei-
ner Mitgliederversammlung, die im 3. Ka-
lenderjahr nach der Wahl stattfindet.  

2) Die Zugehörigkeit zum Vorstand erlischt, 

wenn das Vorstandsmitglied nicht mehr Mit-

glied des Vereins ist. 

3) Für Vorstandsmitglieder, die dem Vorstand 

im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Sat-

zung angehören, gilt die zeitliche Begren-

zung des § 15 Abs. 1 nicht. 

4) Scheidet ein gewähltes Vorstandsmitglied 

während der Wahlperiode aus, so kann für 

die restliche Zeit eine Ersatzwahl stattfin-

den. Sie muss stattfinden, wenn der 1. Vor-

stand ausscheidet oder die Anzahl der Vor-

standsmitglieder unter drei sinkt. 

 

§ 16 
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1) Der Vorstand kann zur Vorbereitung seiner 

Beschlüsse ständige und nicht ständige Aus-

schüsse einsetzen. Er entscheidet auch über 

deren Auflösung. 

2) Ausschussvorsitzende, Ausschussvertreter 

und Ausschussmitglieder werden für die Dauer 

bis zum Ende der Amtsperiode des Vorstan-

des bestellt; Wiederbestellung ist zulässig. 

3) Eine Ergänzung, Erweiterung oder Be-

schränkung der Zahl der Mitglieder der ständi-

gen Ausschüsse ist nur zulässig, wenn 3/4 der 

bisherigen Mitglieder einwilligen. 

 

§ 17 

Der Verein kann eine Geschäftsstelle unterhal-

ten. Die Beschlussfassung über die Errichtung 

einer Geschäftsstelle obliegt der Mitgliederver-

sammlung. 

 

VIII. 1. Vorsitzender: 

§ 18 

Der 1. Vorsitzende repräsentiert den Verein 

und führt die laufenden Geschäfte. Er leitet die 

Mitgliederversammlung, die Vorstandssitzun-

gen und entscheidet in allen unaufschiebbaren 

Angelegenheiten. 

 

IX. Vereinsjahr: 

§ 19 

Das Vereinsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

X. Auflösung des Vereins: 

§ 20 

1) Der Verein kann mit 4/5tel der abgegebenen 

Stimmen der Mitgliederversammlung aufge-

löst werden. Diese ist insoweit beschlussfä-

hig, wenn in ihr mindestens die Hälfte aller 

im Verein vorhandenen Stimmen vertreten 

ist. Ist die Mitgliederversammlung nicht be-

schlussfähig, dann ist vom 1. Vorsitzenden 

unverzüglich eine neue Mitgliederversamm-

lung einzuberufen, die dann in jedem Fall 

beschlussfähig ist, auch wenn weniger als 

die Hälfte der Mitglieder anwesend oder ver-

treten sind. In der Einladung ist hierauf hin-

zuweisen. 

2) Bei der Auflösung fällt das nach Berichti-

gung der Verbindlichkeiten verbleibende 

Vereinsvermögen der Hülfskasse Deutscher 

Rechtsanwälte zu. 

 

XI. Inkrafttreten: 

§ 21 

Die Satzung tritt am 01.01.2008 in Kraft. Die 

Nachwahl zum Vorstand hat in der ordentli-

chen Mitgliederversammlung 2008 zu erfolgen. 

Bis zur Nachwahl wird der Verein durch den 

bisherigen Vorstand gem. §§ 5 Nr. 1, 6 der 

Satzung v. 15.05.1961 vertreten. 

 

 


